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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/795 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Umweltfragen, insbesondere Maßnahmen zur 
Lärmbekämpfung, Reinhaltung der Gewässer 
und der Luft sowie zur Abfallbeseitigung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. in Fortsetzung bereits eingeleiteter Einzelvorhaben ein um- 
fassendes Programm zur Förderung von Forschung und Ent- 
wicklung auf dem Gebiet des Umweltschutzes aufzustellen 
und in Verbindung mit geeigneten Institutionen der Länder, 
der wissenschaftlichen Organisationen, der Hochschulen und 
der Wirtschaft durchzuführen; 

2. weitere Finanzhilfen, insbesondere zur Reinhaltung der 
Gewässer und zur Lärmbekämpfung zu gewähren; 

3. Vorschläge für eine wirkungsvollere Gesetzgebung zum 
Schutz der Umwelt vorzulegen. 

IL 

Die Förderungsvorhaben sollen den Leistungsstand in den 
wissenschaftlichen Fachgebieten erhöhen, deren Erkenntnisse 
bei zunehmender Technisierung für die Erhaltung gesunder 
Lebensbedingungen in multidisziplinärer Zusammenarbeit un- 
bedingt notwendig sind. 

Die Ziele dieses Programms sollen hauptsächlich die sichere 
und rechtzeitige Erkennung drohender Umweitgefahren sowie 
die Aufklärung der Ursachen, die wirksame Verhinderung 
neuer Schäden und die Überwindung der Auswirkungen bereits 
bestehender Umweltschäden sein. 

Durch das Programm und die laufenden Maßnahmen zur Förde- 
rung von Forschung und Entwicklung sollen vor allem folgende 
Untersuchungen erweitert und vertieft werden: 
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1. Untersuchungen über Art und Ausmaß der durch mensch- 
liches Verhalten, vor allem aber durch die Technik hervor- 
gerufenen Störungen der natürlichen Umwelt — insbeson- 
dere biochemische ökologische Untersuchungen der Bio- 
sphäre. 

2. Untersuchungen über die hygienischen und toxikologischen 
schädlichen Rückwirkungen von Umweltstörungen auf den 
Menschen — insbesondere Untersuchungen der maximal 
zulässigen Konzentrationen von Schadstoffen bei Aufnahme 
durch den Menschen aus der Umwelt. 

3. Meßtechnische Untersuchungen und Entwicklung von Ver- 
fahren und Geräten zur Erfassung und Überwachung schäd- 
licher Umweltveränderungen. 

4. Untersuchungen über biologische, technische und raumord- 
nerische Maßnahmen zur Wiederherstellung einer gesunden 
natürlichen Umwelt. 

5. Untersuchungen von biologischen und medizinischen Ver- 
fahren zur Ausheilung von Umweltschäden. 

6. Untersuchungen (unter langfristigen Aspekten) über die 
Störungen der Gleichgewichte in der Natur und die Nutzen- 
Schaden-Verhältnisse sowie die zumutbaren gesundheit- 
lichen Risiken für den Menschen bei starken Veränderungen 
der natürlichen Umwelt aus technischen und wirtschaftlichen 
Gründen. 

7. Untersuchungen über psychische sowie soziale Auswirkun- 
gen von schädlichen Umwelteinflüssen und über Verfahren 
zur laufenden Unterrichtung einer breiten Öffentlichkeit 
über Umweltschäden und ihrer Vermeidung. 

8. Untersuchungen über weitere gesetzliche Maßnahmen zum 
Umweltschutz. 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

im einzelnen folgende Maßnahmen zu ergreifen: 

1. Zur Verstärkung der Maßnahmen zur Reinhaltung der Luft 

— ein erweitertes Forschungsförderungsprogramm zur Un- 
tersuchung der Luftverschmutzung und deren Auswir- 
kung mit dem Ziel vorzulegen, verbindliche Emissions- 
standartwerte festzusetzen. Dabei sollen Art und Aus- 
maß der Luftverunreinigung, geographische Gegeben- 
heiten und sonstige relevante Daten berücksichtigt wer- 
den; 

— ein industrielles Förderungsprogramm zur Entwicklung 
von Verfahren und Geräte zur Reinigung des Rauchaus- 
wurfes von Feuerungsanlagen und Industrieabgasen so- 
wie zur Reinigung der Abgase von Kraftfahrzeugmotoren 
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und zur Entwicklung abgasfreier Verkehrsmittel zu er- 
stellen; 

— Maßnahmen zur Erstellung eines Netzes zur Überwa- 
chung der luftverunreinigenden Stoffe in der Atmosphäre 
einzuleiten; 

— in stärkerem Maße finanzielle Hilfe oder Steueranreize 
für Einrichtungen und Anlagen zur Luftreinhaltung zur 
Verfügung zu stellen. 

2. Zur Verstärkung der Maßnahmen zur Reinhaltung der Ge- 
wässer 

— ein Forschungsförderungsprogramm zur Untersuchung 
der Gewässer und der Auswirkung der Verschmutzung 
auf biologische Organismen zu erstellen; 

— Untersuchungen über die bioökologischen Auswirkun- 
gen, die durch die Ableitung von Kühlwasser in Flüssen 
entstehen, in Auftrag zu geben; 

— Untersuchungen zur Erstellung technischer Verfahren 
und Weiterentwicklung solcher Verfahren zur Eliminie- 
rung von Schadstoffen in den Gewässern in Auftrag zu 
geben; 

— Untersuchungen einzuleiten über den Bedarf von Was- 
ser in den nächsten Jahrzehnten und die Möglichkeit der 
Bedarfsdeckung; 

— in Zusammenarbeit mit den Ländern Maßnahmen zur 
Kontrolle der Zuleitung von Abwässern in Flüsse zu prü- 
fen und einen verstärkten Bau von biologisch reinigen- 
den Kläranlagen zu fördern. 

3. Zur Verbesserung von Maßnahmen zur Lärmbekämpfung 

— ein Forschungsförderungsprogramm über die Auswir- 
kung von Lärm, insbesondere auf dem Gebiet des Über- 
schallknalls auf den menschlichen Organismus zu erstel- 
len; 

— Untersuchung zur Erarbeitung von Verfahren zur Ver- 
meidung von Bau- und Verkehrslärm in Auftrag zu ge- 
ben; 

— Zuschüsse und steuerliche Erleichterungen bei der Errich- 
tung lärmverhindemder Maßnahmen zu gewähren. 

IIL 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1, darzulegen, welche Maßnahmen und Untersuchungen zur 
Erfassung und Überwindung von Verschmutzungen des 
Meeres, die durch Ablagerungen industrieller und kommu- 
naler Abfälle und des Auslaufens von Ol entstehen, sie auf 
Grund des Gesamtprogramms für die Meeresforschung 1969 
bis 1973 getroffen hat. Sie wird ferner auf gefordert darzu- 
legen, welche gesetzlichen Maßnahmen sie für erforderlich 
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hält, sowie weitere internationale Vereinbarungen anzustre- 
ben; 

2. darzulegen, welche Regelungen sie beim Erlaß eines umfas- 
senden Emmissionsschutzgesetzes für erforderlich hält; 

3. Studien über die Wirkung von Pestiziden auf den Menschen 
und auf Tiere, Pflanzen und Böden, sowie zur Entwicklung 
von Verfahren zum Nachweis von Pestiziden in Auftrag zu 
geben. Es muß sichergestellt werden, daß Pestiziden vor 
ihrer Einführung gründlich überprüft werden; 

4. unverzüglich mit den Ländern Maßnahmen zur Beseitigung 
von „Autofriedhöfen'' und offenen Müllablageplätzen in der 
Landschaft durch Kompostieren oder Verbrennen von Ab- 
fällen sowie die Errichtung überregionaler Müllplätze für 
schwer zu beseitigende Abfälle zu erörtern. Sie soll ferner 
ein Forschungsprogramm zur Entwicklung von Verfahren 
zur Rückführung von Altmaterial ausarbeiten. Die Mülibe- 
seitigungsverfahren sind den Anforderungen an eine gesun- 
de Umwelt anzupassen. Die Zentralstelle für Abfallbeseiti- 
gung ist auszubauen; 

5. für die Aufgaben des Natur- und Landschaftsschutzes Grund- 
sätze einer erweiterten Gesetzgebung und Planung unter 
besonderer Berücksichtigung des biologischen Gleichge- 
wichts, der Wasserversorgung und des Schutzes der Erho- 
lungsgebiete entwickeln zu lassen und hierfür ein langfristi- 
ges Förderungsprogramm vorzulegen; 

6. zur Förderung des Erfahrungsaustausches, der Rationalisie- 
rung der Forschung und der technologischen Entwicklung 
sowie zur Vermeidung einer Benachteiligung der Konkur- 
renzfähigkeit der Wirtschaft durch Maßnahmen, die sich als 
Flandelsschranke auswirken können, und weil schädliche 
Einwirkungen auf die Umwelt sich über Staatsgrenzen hin- 
weg bemerkbar machen können, verstärkt eine internatio- 
nale, insbesondere europäische Zusammenarbeit anzustre- 
ben. Sie soll dem Deutschen Bundestag über die geplanten 
Maßnahmen internationaler Organisationen, insbesondere 
der NATO, der WHO, der OECD, der Europäischen Gemein- 
schaften und des Europarates berichten und ihre Vorschläge 
zur Verstärkung dieser Zusammenarbeit darlegen; 

7. um die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten des Bundes, 
der Länder, der Wissenschaft und Wirtschaft wirkungsvoll 
zu koordinieren und die weitere Gesetzgebung vorzuberei- 
ten, eine Deutsche Kommission für Umweltfragen zu berufen; 

8. alle zwei Jahre erstmals zum Ende des Jahres 1970, einen 
umfassenden Bericht über die getroffenen Maßnahmen, ge- 
wonnenen Erkenntnisse und beabsichtigten Vorhaben zum 
Schutz der Umwelt von schädigenden Einflüssen vorzulegen. 

Bonn, den 20. Mai 1970 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


4 



Drucksache VI/795 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 

Zunehmende Bevölkerungsdichte und Industrialisierung haben 
in der Bundesrepublik eine wachsende Belastung der Umwelt 
zur Folge. Die Verschmutzung und die schädlichen Einflüsse 
der Umwelt auf die Landschaft und den Menschen nehmen wei- 
ter zu. Dies erfordert eine ständige Erweiterung und Ergänzung 
der eingeleiteten Maßnahmen. In den letzten Jahren sind auf 
diesem Gebiet eine Reihe Initiativen ergriffen worden, u. a. 
im Rahmen des vor zwei Jahren begonnenen Förderungspro- 
gramms „Neue Technologien'', im Gesamtprogramm für die 
Meeresforschung, in Vorhaben des Bundesgesundheitsamtes, 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft, der Länder und der 
Industrie. Gegenwärtig befinden sich in der parlamentarischen 
Beratung Vorlagen über ein Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 
und eine EWG-Richtlinie über Abgase von Kraftfahrzeugmoto- 
ren. Es ist jedoch erforderlich, das gesamte Problem der Ver- 
schmutzung der Luft und der Gewässer, der Einwirkungen durch 
Lärm und der Beseitigung des Abfalls umfassend zu untersuchen 
um zu einem Gesamtkonzept abgestimmter Maßnahmen zu ge- 
langen, durch Förderung wissenschaftlicher Untersuchungen, 
technologischer Entwicklungen sowie durch finanzielle Hilfen 
und gesetzliche Regelungen. Dabei ist eine intensive Zusam- 
menarbeit von Bund und Ländern erforderlich. Eine möglichst 
umfassende internationale Zusammenarbeit ist anzustreben. 
Die Frage eventueller Neuregelungen in der Gesetzgebungs- 
koinpetenz soll in der von der CDU/CSU-Fraktion beantragten 
Enquete-Kommission geprüft werden. 

Genauere Kostenschätzungen sind auf der Grundlage der ge- 
forderten Berichte der Bundesregierung für die Zeit ab 1971 
möglich und notwendig. 

Die Chancen in einer menschenwürdigen Umwelt zu leben, 
hängen wesentlich von der Lösung der ökologischen Probleme 
ab. Diesem Sachverhalt ist auch in den künftigen mittelfristigen 
Finanzplanungen Rechnung zu tragen. 
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